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„Jens Weidmann hat Recht“

WiWo: Herr Hüther, Griechenland steht mal wieder vor der Pleite. Ist das Prinzip 
Geld gegen Auflagen gescheitert?
Hüther: Der Ansatz kommt an seine Grenzen, wenn es um mehr geht als um ein 
Solvenzproblem. In Griechenland mangelt es am Staatsaufbau und an der Steu-
erungsmöglichkeit der Politik. Die politische Klasse hat jahrzehntelang versagt. 
Das geht weit über die Krisensituation in anderen europäischen Staaten hinaus. 
Dennoch gilt: Minus 17 Prozent bei den Primärausgaben sind nicht ohne – das 
entspräche bei uns Einsparungen von 180 Milliarden Euro. Jetzt kommen noch-
mals 11,5 Milliarden Einsparungen dazu.

WiWo: Man kennt das Spiel. Wenn die Auszahlung der nächsten Kredittranche auf 
dem Spiel steht, fasst Athen große Beschlüsse. Dabei bleibt es dann.
Hüther: Es macht aber auch keinen Sinn, alle drei bis vier Monate die Troika nach 
Athen zu schicken.

WiWo: Was wäre denn die Alternative?
Hüther: Die Aufgabe, vor der Griechenland steht, braucht eine Dekade. Das hat 
man bei der Transformation osteuropäischer Länder gesehen. Im Grunde geht es 
hier um einen ähnlichen Entwicklungsprozess.

WiWo: Mehr Zeit heißt auch mehr Geld?
Hüther: Nicht unbedingt. Vom ersten Paket in Höhe von 110 Milliarden Euro 
wurden bislang erst 77 Milliarden ausbezahlt. Natürlich müssten die Einsparun-
gen beim Staat und die Trendumkehr bei den Lohnkosten langfristig verlässlich 
bleiben.

WiWo: Wie könnte das gehen?
Hüther: Die Europäische Union verlängert das Hilfsprogramm von jetzt drei auf 
zehn Jahre. Im Gegenzug muss Griechenland ein befristetes europäisches Bei-
standsrecht akzeptieren.

WiWo: Was ist darunter zu verstehen?
Hüther: Das sporadische Überprüfen der griechischen Politik wird in ein laufen-
des Monitoring überführt. EU-Beamte, die dem Währungskommissar unterstellt 
sind, sitzen dann ständig in Athen und sorgen dafür, dass Beschlüsse des griechi-
schen Parlaments im Rahmen des Rettungsprogramms auch durchgesetzt werden.

WiWo: Das klingt nach EU-Protektorat.
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Hüther: Überhaupt nicht! Es geht ausdrücklich nicht darum, die Legislative zu 
ersetzen. Aber: Wenn das Parlament in Athen eine Reform beschlossen hat, dann 
haben ja wohl auch die Griechen ein Interesse daran, dass diese auch umgesetzt 
wird. Dieser exekutive Vorgang sollte mithilfe europäischer Verwaltungskapazität 
unterstützt werden. Ein solches befristetes europäisches Beistandsrecht sollte dem 
neuen Regelwerk der Währungsunion hinzugefügt werden. Das wäre sinnvoller 
als das Gerede über eine Politische Union.

WiWo: Was haben Sie dagegen?
Hüther: Es gibt kein europäisches Staatsvolk, keine europäische Öffentlichkeit, 
auf absehbare Zeit auch keine europäische Verfassung. Das Warten auf eine 
Politische Union ist keine realistische Lösungsperspektive. Das Bundesverfas-
sungsgericht hat noch einmal klargemacht: Jede Ausweitung des europäischen 
Budgetrechts ist eine Aushöhlung des deutschen Wahlrechts. Also, was genau soll 
denn noch in Brüssel beschlossen werden? Genauso wenig hilft eine Vergemein-
schaftung der Schulden weiter oder die Idee, man könne Griechenland aus der 
Währungsunion hinausdrängen. Beide Extrempositionen führen zum Ende der 
Währungsunion – nur der Weg ist anders.

WiWo: Einem Ausscheiden der Griechen würden auch die Spanier und Italiener 
folgen?
Hüther: Wenn Griechenland den Euro verlässt, wird sofort auch aus Italien und 
Spanien massiv Kapital abgezogen. Wer kauft dann noch Anleihen dieser Länder? 
Es ist doch klar: Die aktuellen Renditen für spanische Anleihen zum Beispiel 
drücken nicht nur das Insolvenzrisiko des Landes aus – Spaniens Schuldenquote 
ist niedriger als die deutsche. Genauso sind die niedrigen deutschen Renditen kein 
Ausdruck solider deutscher Finanzpolitik.

WiWo: Sondern?
Hüther: Darin kommt vor allem das Existenzrisiko für den Euro zum Ausdruck. 
Die Investoren kalkulieren mögliche Abwertungen ein, falls sie ihre Anleihen in 
zwei Jahren vielleicht in Peseta zurückbekommen. Umgekehrt erklärt sich die 
negative Realrendite deutscher Anleihen mit der möglichen Aufwertung einer 
neuen D-Mark.

WiWo: Die Europäische Zentralbank (EZB) will nun notfalls unbegrenzt Staats-
anleihen kaufen, um die Renditen von Krisenländern auf ein erträgliches Maß zu 
drücken.
Hüther: Das halte ich für fatal und fragwürdig. Es ist fatal, weil die entsprechen-
den Staaten von Zinsstrafen der Märkte befreit und die Käufer der Papiere vor 
weiteren Kursverlusten gesichert werden. Es ist fragwürdig, weil die Bindung an 
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